
















Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2018 
Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als Aktenvortrag auszugeben. 

Die Klage vor dem Landgericht (LG) Essen dürfte zulässig, aber unbegründet sein.  
A. Auslegung des Antrags zu 1.: Der Kläger (K) dürfte nach seiner einseitigen Erledigungserklärung des An-
trags zu 1. nunmehr begehren, dass festgestellt wird, seine Klage sei bezüglich des Antrags zu 1. ursprünglich 
zulässig und begründet gewesen und durch ein nachträgliches Ereignis unzulässig und/oder unbegründet 
geworden. Denn in der mündlichen Verhandlung hat K den Antrag zu 1. für erledigt erklärt, während die Beklagte 
(B) dieser Teilerledigungserklärung widersprochen hat, sodass diese einseitig geblieben ist. Eine einseitige Er-
ledigungserklärung ist, wenn kein ausdrücklicher Antrag auf Feststellung der Erledigung der Hauptsache gestellt 
wird, in einen solchen umzudeuten (Zöller/Althammer, ZPO, 33. Aufl. 2020, § 91a Rn. 35 mit Rn. 2), um den 
wirtschaftlichen Interessen der Parteien gerecht werden zu können. Da die einseitige Erledigungserklärung zu 
einer Veränderung des Streitgegenstandes führen dürfte, dürfte sie eine Klageänderung darstellen, als Klagebe-
schränkung indes gem. § 264 Nr. 2 ZPO zulässig sein (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, 41. Aufl. 2020, § 91a Rn. 32). 
A.A. (§ 264 Nr. 3 ZPO) vertretbar. 

B. Zulässigkeit der Klage: Die geänderte Klage vor dem LG Essen dürfte zulässig sein. 
I. Zuständigkeit: Das LG Essen dürfte – streitwertabhängig – sachlich gem. §§ 1, 2, 3, 4 I, 5 ZPO i.V.m. 
§§ 23 Nr. 1, 71 I GVG zuständig sein. Die örtliche Zuständigkeit folgt hinsichtlich des Antrags zu 1. aus § 27 ZPO, 
da Ansprüche gegen den Erbschaftsbesitzer den Klagegegenstand bilden (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, § 27 
Rn. 3) und der Erblasser, der Vater des K (E), seinen letzten Wohnsitz in Essen und damit dort seinen allgemei-
nen Gerichtsstand gem. §§ 12, 13 ZPO hatte. Hinsichtlich des Antrags zu 2. dürfte die örtliche Zuständigkeit aus 
§ 12, 13 ZPO folgen. Denn für Ansprüche aus § 2287 ZPO ist § 27 ZPO nicht einschlägig (vgl. Aufzählung in 
Thomas/Putzo/Hüßtege, § 27 Rn. 2 ff.) und B hatte im Zeitpunkt der Zustellung der Klageschrift am 08.05.2020 
– dies führt zur Rechtshängigkeit des Rechtsstreits (§§ 253 I, 261 I ZPO) – ihren Wohnsitz noch in Essen. Ihr 
Umzug nach Düsseldorf am 10.05.2020 berührt die einmal begründete örtliche Zuständigkeit des LG Essen gem. 
§ 261 III Nr. 2 ZPO nicht (perpetuatio fori). 
II. Erledigungsfeststellungsinteresse: Das für den Antrag auf Feststellung der Erledigung des Rechtsstreits 
gem. § 256 I ZPO erforderliche Feststellungsinteresse dürfte sich daraus ergeben, dass nur mit dem geänder-
ten Feststellungsantrag geklärt werden kann, wer gem. § 91 ZPO die Kosten des nunmehr für erledigt erklärten 
Teils der Klage zu tragen hat (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, § 91a Rn. 32). 
C. Objektive Klagehäufung: Die objektive Klagehäufung dürfte gem. § 260 ZPO zulässig sein. Die Ansprüche, für die insgesamt das LG Essen zuständig ist, werden 
in derselben Prozessart gegen dieselbe Beklagte geltend gemacht. 

D. Begründetheit der Klage: Die Klage dürfte unbegründet sein. 
I. Antrag zu 1.: Der Feststellungsantrag dürfte unbegründet sein. Eine Klage auf Feststellung der Erledigung ist 
begründet, wenn der ursprüngliche Antrag zulässig und begründet war und durch ein nach Rechtshängigkeit 
eingetretenes Ereignis unzulässig und/oder unbegründet geworden ist; das erledigende Ereignis muss unbestrit-
ten, zugestanden oder bewiesen sein (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, § 91a Rn. 33 und 35). In Bezug auf den 
(ehemaligen) Antrag zu 1. lag eine ursprünglich zwar zulässige, aber unbegründete Klage vor. 
1. Zulässigkeit der ursprünglichen Klage: Der Klageantrag zu 1. dürfte ursprünglich zulässig gewesen sein.  
2. Begründetheit der ursprünglichen Klage: Der ursprüngliche Auskunftsanspruch dürfte jedoch von Anfang 
an unbegründet gewesen sein.  
a. K dürfte gegen B kein Auskunftsanspruch gem. 2027 I BGB zugestanden haben. Nach § 2027 BGB ist der 
Erbschaftsbesitzer verpflichtet, dem Erben über den Bestand der Erbschaft und über den Verbleib der Erbschafts-
gegenstände Auskunft zu erteilen. 
aa. Erbenstellung des K: Zwar dürfte K aufgrund des notariellen Erbvertrages aus dem Jahr 1975 gem. §§1941, 2274 ff. BGB wirksam zum Alleinerben des E gem. 
§ 1922 BGB bestimmt worden sein. 

bb. Erbschaftsbesitzerstellung der B: B dürfte jedoch keine Erbschaftsbesitzerin sein. Erbschaftsbesitzer ist 
nach der Legaldefinition in § 2018 BGB derjenige, der aufgrund eines ihm in Wirklichkeit nicht zustehenden 
Erbrechtes etwas aus der Erbschaft erlangt hat. Der Erbschaftsbesitz erfordert insoweit eine objektive und eine 
subjektive Komponente (vgl. Palandt/Weidlich, BGB, 79. Aufl. 2020, § 2018 Rn. 5 und 6). Es bedarf objektiv 
einer Besitzerlangung von Gegenständen aus dem Nachlass und subjektiv einer Erbrechtsanmaßung des in 
Anspruch Genommenen – d.h., die Besitzerlangung an Nachlassgegenständen muss in einer Haltung erfolgt 
sein, die sich ein nicht vorhandenes Alleinerbrecht anmaßt (vgl. Palandt/Weidlich, a.a.O.). Daran dürfte es vor-
liegend scheitern. B dürfte weder (objektiv) an dem Sparbuch Besitz erlangt haben noch dürfte sie sich (subjektiv) 
ein Erbrecht anmaßen. Unstreitig ist B am 10.05.2020 aus dem Haus des E ausgezogen und hat sämtliche 
Schlüssel der Haushälterin übergeben. Zudem ist zu beachten, dass K, der über sämtliche Schlüssel zu dem 
Haus des E verfügt, jederzeit das Sparbuch hätte an sich nehmen können bzw. durch einen Blick in das Sparbuch, 
das Guthaben hätte feststellen können (Unabhängig von der Frage des Vorliegens einer Sonderverbindung würde dies auch einen etwaigen Aus-

kunftsanspruch aus Treu und Glauben ausschließen). Darüber hinaus dürfte sich bereits aus dem Vortrag des K nicht ergeben, 
dass B sich zu irgendeinem Zeitpunkt als Erbin geriert und die Erbenstellung des K nicht anerkannt hat.  
b. Ein Auskunftsanspruch dürfte mangels Inbesitznahme des Besitzes des E durch B (s.o.) auch nicht aus § 2027 II BGB folgen.  
II. Antrag zu 2.: Der Herausgabeantrag zu 2. dürfte ebenso unbegründet sein. 
1. K dürfte hinsichtlich der Übertragung der Motoryacht keinen Anspruch auf Rückübereignung gem. § 2287 BGB 
i.V.m. § 818 ff. BGB gegen B haben. Hiernach kann der Erbe, nachdem ihm die Erbschaft angefallen ist, von 



dem Beschenkten die Herausgabe des Geschenks nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung fordern, soweit der Erblasser in der Absicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen, eine 
Schenkung gemacht hat.  
a. Schenkung: Zwar dürfte die Übereignung der Yacht eine Schenkung darstellen. Eine Schenkung i.S.d. § 516 BGB ist eine unentgeltliche Zuwendung aus dem 
Vermögen einer Person an eine andere Person, wodurch objektiv eine Bereicherung der beschenkten Person eintritt (vgl. Palandt/Weidenkaff, § 516 Rn. 5 ff.). E hat B 
aus Anlass der Hochzeit sämtliche Schlüssel der Motoryacht, den internationalen Bootsschein sowie die erforderlichen Zertifikate als Geschenk übergeben. Zwar bedarf 
es grundsätzlich der notariellen Beurkundung des Schenkungsversprechens (§ 518 I 1 BGB), was hier unstreitig nicht erfolgt ist, jedoch dürfte der Formmangel durch 
die Übergabe der Schlüssel, des Bootsscheins sowie der Zertifikate gem. § 518 II BGB geheilt worden sein. 

b. Beeinträchtigungsabsicht: K, der für das Vorliegen einer Beeinträchtigungsabsicht des E darlegungs- und 
beweisbelastet ist, dürfte jedoch den Beweis einer Beeinträchtigungsabsicht nicht geführt haben. Erforderlich für 
eine solche Beeinträchtigungsabsicht ist, dass der Erblasser das ihm verbliebene Recht zu lebzeitigen Ver-
fügungen missbraucht, was zu verneinen ist, wenn der Erblasser ein lebzeitiges Eigeninteresse an der von ihm 
vorgenommenen Schenkung hatte. Ein solches lebzeitiges Eigeninteresse ist wiederum anzunehmen, wenn 
nach dem Urteil eines objektiven Beobachters die Verfügung in Anbetracht der gegebenen Umstände auch 
unter Berücksichtigung der erbvertraglichen Bindung als billigenswert und gerechtfertigt erscheint (vgl. BGH, 
Beschl. v. 26.10.2011 –  IV ZR 72/11; Palandt/Weidlich, § 2287 Rn. 7). Ob dies der Fall ist, ist im Wege einer 
Einzelfallprüfung im Rahmen einer Gesamtabwägung der berechtigten Erberwartungen des Vertragserben 
und der Beweggründe des Erblassers zu beurteilen (vgl. Palandt/Weidlich, § 2287 Rn. 6; MüKo/Musielak, BGB, 
8. Aufl. 2020, § 2287  Rn. 14). Dafür ist entscheidend, ob die Gründe des Erblassers für die Schenkung ihrer 
Art nach so sind, dass der durch Erbvertrag Bedachte sie anerkennen und deshalb die sich für ihn aus der 
Verfügung ergebende Benachteiligung hinnehmen muss (vgl. Palandt/ Weidlich, § 2287 Rn. 7). Das wird dann 
angenommen, wenn es dem Erblasser um seine Versorgung und ggf. Pflege im Alter geht oder wenn der Erblas-
ser in der Erfüllung einer sittlichen Verpflichtung handelt, er etwa mit dem Geschenk einer Person, die ihm in 
besonderem Maße geholfen hat, seinen Dank abstatten will, aber auch, was hier in Betracht kommt, wenn es 
sich um eine Pflicht- oder Anstandsschenkung handelt, vergleichbar den in § 534 BGB normierten Gruppen. 
Eine solche auf den Anstand zu nehmende Rücksicht wird dabei für gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke z.B. 
zu Geburtstagen, zu Hochzeiten oder zu Weihnachten angenommen (BeckOK/Litzenburger, BGB, 54. Ed. 
01.05.2020, § 2287 Rn. 15). Dabei ist auf die Ansichten und Gepflogenheiten sozial gleichgestellter Kreise 
abzustellen, insbesondere darauf, ob die Unterlassung des Geschenks zu einer Einbuße an Achtung in diesem 
Personenkreis führen würde (vgl. BGH, Urt. v. 19.09.1980 – V ZR 78/79; Palandt/Weidenkaff, § 534 Rn. 3; Stau-
dinger/Chiusi, BGB, 2013, § 534 Rn. 15).  
Bei Anwendung dieser Grundsätze ist davon auszugehen, dass die Schenkung der Motoryacht an B anlässlich 
der Hochzeit selbst vor dem Hintergrund des Wertes des Bootes angemessen war. Dies ergibt eine Abwägung 
der berechtigten Erberwartungen des K als Vertragserbe und der Beweggründe des E für die Schenkung. Richtig 
ist allerdings, dass sich Anstandsgeschenke grds. durch ihren geringen Wert auszeichnen (Staudinger/Chiusi, 
§ 534, Rn. 18). Das ist allerdings nicht objektiv zu bestimmen, sondern entscheidend ist, dass das Geschenk in 
einem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck und zu den wirtschaftlichen Verhältnissen des Erb-
lassers und seinem verbleibenden Vermögen steht (vgl. BeckOK/Litzenburger, § 2287 Rn. 15). Dies dürfte vor-
liegend der Fall sein. Die eigene Hochzeit ist, unabhängig davon, ob sie mit zahlreichen Gästen oder im „kleinen 
Kreis“ gefeiert wird, ein Ereignis, zu dem ein wertvolles Geschenk an den Ehegatten üblich und angemessen 
ist. Der Wert des Geschenks stand nicht außer Verhältnis zum Vermögen des E. Dessen Umfang ist zwar zwi-
schen den Parteien streitig. Auch nach dem Vortrag des K umfasste das Gesamtvolumen des Vermögens des E 
aber jedenfalls mehr als 10 Millionen Euro. Der Wert des Geschenks belief sich damit auf weniger als 5 % des 
Vermögens des E. Es ist nicht ungewöhnlich, dass Hochzeitsgeschenke im Verhältnis zum Gesamtvermögen 
einen derartigen Anteil erreichen. Überdies ist unstreitig, dass B bereits früher von E wertvolle Geschenke 
erhalten hatte. So hatte er ihr den Kaufpreis für die Ferienvilla ebenso geschenkt wie die Mittel zur Rückzahlung 
eines Kredits, den sie zum Erwerb einer Eigentumswohnung aufgenommen hatte. Des Weiteren hatte er ihr ein 
Wertpapierdepot durch Schenkung auf den Todesfall zugewandt. Dies zeigt, dass wertvolle Schenkungen des E 
an B nicht ungewöhnlich waren. Die Motoryacht fiel verglichen mit diesen früheren Zuwendungen wertmäßig nicht 
aus dem Rahmen (vgl. OLG Düsseldorf, Urt. v. 27.1.2017 – 7 U 40/16). Zwar kann ein lebzeitiges Eigeninteresse 
zu verneinen sein, wenn der Erblasser aufgrund eines auf Korrektur der Verfügung von Todes wegen gerichteten 
Sinneswandels einer anderen Person wesentliche Vermögenswerte zuwendet (vgl. OLG Düsseldorf, a.a.O.; Pa-
landt/Weidlich § 2287 Rn. 7). Das dürfte aber nicht für ein Geschenk anlässlich der eigenen Hochzeit gelten, 
wenn der Wert des Geschenks nur einen geringen Bruchteil des aktuellen Vermögens des Erblassers ausmacht. 
A.A. mit entsprechender Begründung ebenso gut vertretbar. 
E. Prozessuale Nebenentscheidungen: Die Entscheidung folgt hinsichtlich der Kosten aus § 91 I 1 ZPO und 
hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit aus § 709 S. 1 und S. 2 ZPO. 
F. Entscheidungsvorschlag: Nach der hier bevorzugten Lösung dürfte der Tenor wie folgt lauten:  
1. Die Klage wird abgewiesen. 
2. Die Kosten des Rechtsstreites trägt der Kläger. 
3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung i.H.v. 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig voll-

streckbar. 
Die Entscheidung über den Streitwert sowie die Erteilung einer Rechtsbehelfsbelehrung sind erlassen. 


